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Eine gigantische Umverteilung

Der Friedensfürst

Wer noch keine »elektronische Gesundheitskarte« mit Lichtbild hat, wird vom Arzt nur 
noch auf Privatrechnung behandelt. Von Gitta Düperthal

Wolfgang Ischinger, Chef der »Sicherheitskonferenz«, ist ein Meister der Kriegspropaganda

Jahrelang hatten Versicherte Wi-
derstand gegen die neue elektroni-
sche Gesundheitskarte (eGK) ge-

leistet, da sie mangelnden Datenschutz 
befürchteten: Sie schickten deshalb 
einfach das von den Krankenkassen 
geforderte Foto nicht ein. Diese sind 
nach Sozialgesetzbuch Paragraph 291 
Absatz zwei verpflichtet, die neue Kar-
te mit einem Bild auszustatten. Also: 
kein Foto – keine eGK. Ab Beginn 
2016 klappt eine solche Verweige-
rung nicht mehr. Zwar gestalten die 
Krankenkassen den Umgang mit Ver-
weigerern immer noch mal mehr, mal 
weniger kulant. Aber selbst Jan Kuh-
lmann, Rechtsanwalt in Berlin, aktiv 
im »Arbeitskreis Vorratsdatenspeiche-
rung« (AKV) und in der Arbeitsgruppe 
»e- Card«, der mit seinen Detailkennt-
nissen zu den letzten Verweigerern 
gehörte, sagte nun am Freitag gegen-
über jW: »Der Boykott durch Nicht-
einschicken des Fotos ist unpraktisch 
geworden.« Seit Jahresbeginn machen 
die Kassen Druck: Bislang hatten Mit-
arbeiter Patienten noch bei Beharren 
auf den Protest gegen die eGK Ersatz-
papiere in Praxen gefaxt, die für jeden 
einzelnen Arztbesuch eigens angefor-
dert werden mussten. Jetzt heißt es 
zum Beispiel auch bei der Barmer Er-
satzkasse: Wer die Abgabe eines Licht-
bildes verweigert hat, erhalte erst eine 
weitere Ersatzbescheinigung, wenn 
es eingereicht ist. Der Arzt müsse ei-
ne Privatrechnung schreiben. Gezahlt 
werde erst nach Einsenden des Fotos.

Mit dem E-Health-Gesetz wolle 
er »den Fortschritt im Gesundheits-
wesen« vorantreiben, hatte Bundes-
gesundheitsminister Hermann Grö-
he (CDU) getönt. Er fordert Ärzte, 
Kassen und Industrie auf, gesetzliche 
Vorgaben zügig umzusetzen. Patien-
tennutzen und Datenschutz sollten da-
bei angeblich im Mittelpunkt stehen. 
Anders sehen das zumindest 20 Ver-
sicherte, deren laufende Verfahren bei 

Gerichten anhängig sind. Sie bekla-
gen, dass sie nur Leistungen erhalten, 
wenn sie die Karte vorlegen. Eine Ver-
fassungsbeschwerde gegen das Gesetz 
sei in Vorbereitung, so Kuhlmann. Der 
Verein Digitalcourage sammelt Spen-
den für einen Rechtshilfefonds.

Kritiker der eGK bemängeln fol-
gendes: Wenn ein Patient eine Zweit-
meinung zur Behandlung einholen 
wollte, würde der zweite Arzt über 
die empfohlenen Maßnahmen des er-
sten schon Bescheid wissen und sei 
dann möglicherweise nicht mehr ob-
jektiv. Zweitens seien die Daten gene-
rell nicht gesichert. Momentan kann 
die eGK, technisch gesehen, noch gar 
nicht mehr als die alte Plastikkarte. 
Doch Ausbaustufen sind vorgesehen.

Nach Kuhlmanns Auffassung wider-
spricht auch der vorgesehene Stamm-

datenabgleich der Versicherten, der 
2017 in einem zentralen Server an den 
Start gehen soll und besonders chro-
nische Patienten mit Diabetes oder 
Brustkrebs betrifft, dem Recht der Ver-
sicherten auf informationelle Selbst-
bestimmung. Geplant sei, nach einem 
Krankenhausaufenthalt Gesundheits-
daten für eine Nachbehandlung zu 
übermitteln, um diese möglichst ko-
stengünstig zu gestalten – auch ohne 
Zustimmung der Versicherten. Bislang 
habe das Projekt der eGK ähnlichen 
Nutzen wie der Berliner Flughafen 
erbracht: gar keinen. Es funktioniere 
nicht. Aber drei Milliarden Euro aus 
den Geldern der Versicherten seien 
in eine gierige IT-Branche hineinge-
pumpt worden.

Die federführende »Gesellschaft für 
Telematikanwendungen der Gesund-

heitskarte mbH« (Gematik) wolle ei-
ne eierlegende Wollmilchsau schaffen 
und alle Probleme zugleich lösen, die 
im Datenaustausch des Gesundheitssy-
stems auftreten. Ständig tauchten wei-
tere Sicherheitslücken auf, was erneut 
Zeit und Geld koste. »Sie hat sich 
übernommen, nutzt aber die Möglich-
keit, fortwährend Geld aus dem Kran-
kenversicherungssystem abzuziehen«, 
sagt Kuhlmann. Die Tochter Arvato 
des Gütersloher Bertelsmann-Kon-
zerns mache ebenfalls gute Geschäfte 
mit der für die eGK benötigten Infra-
struktur. Geld werde auch in die Kas-
sen der Münchner Chipkartenfabrik 
Giesecke & Devrient gespült. Das Pro-
jekt sei »ein gigantisches Umvertei-
lungsprojekt von der Gesundheitsbran-
che in die IT-Industrie«, so Kuhlmann.

http://kurzlink.de/E-health

Der Leiter der in Kürze begin-
nenden »Münchner Sicher-
heitskonferenz«, Wolfgang 

Ischinger, ist ein wahrer Meister der 
Kriegspropaganda. Er weiß: Wer Krieg 
führen will, muss den eigenen Frie-
denswillen betonen, den Feind hin-
gegen als Verbrecher darstellen und 
Kriegsgegner als dessen Helfershelfer 
denunzieren. Ein Beispiel seiner Kunst 
gab Ischinger unlängst im Gespräch mit 
dem Schweizer Online-Finanzportal 
cash.ch. Der Bürgerkrieg in Syrien 
müsse im Interesse der Humanität und 
des Friedens »gelöst« werden, erklärte 
der ehemalige deutsche Spitzendiplo-
mat und forderte einen Krieg des We-
stens gegen die Truppen der amtieren-
den Regierung unter Baschar Al-Assad: 
»Ich kämpfe auch persönlich gegen die 
pazifistische Neigung in Deutschland, 
dass jede Form der militärischen Inter-
vention verteufelt wird. Im Jahr 2011, 
als der Bürgerkrieg los ging, herrschte 
in Berlin die Meinung vor: Wer inter-
veniert, löst einen Flächenbrand aus. 
So intervenierte Deutschland nicht, die 
USA nicht, ebensowenig Frankreich 
und Großbritannien. (…) Wir tragen 

durch unser Wegschauen Mitverantwor-
tung. Und wir sind mitschuldig am Tod 
von Hunderttausenden von Menschen, 
weil wir nichts getan haben.« Dass die 
NATO-Staaten und ihre Verbündeten 
wie etwa Saudi-Arabien den Syrien-
Krieg von Anfang an nicht zuletzt durch 
ihre Unterstützung für den »Islami-
schen Staat« systematisch befeuert ha-
ben, sagte Ischinger nicht.

In bezug auf das Führen von Krie-
gen gegen dem Westen missliebige Re-
gimes verfügt der Leiter der »Münchner 
Sicherheitskonferenz« über einschlägi-
ge Erfahrungen. Als Staatssekretär im 
seinerzeit von Joseph Fischer (Bündnis 
90/Die Grünen) geleiteten Auswärtigen 
Amt war Ischinger Ende der 1990er Jah-
re maßgeblich an der diplomatischen 
Vorbereitung und propagandistischen 
Absicherung des NATO-Überfalls auf 
die Bundesrepublik Jugoslawien betei-
ligt. Seine damalige Tätigkeit ist für ihn 
heute mitnichten Anlass zur Selbstkri-
tik – im Gegenteil: »Frieden kann und 
muss gelegentlich erzwungen werden«, 
sagte er Ende Januar Springers Welt. 
Um die »entsprechenden Fähigkeiten« 
der Bundeswehr zu erhalten und aus-

zubauen, sprach sich Ischinger wenig 
später für eine drastische Erhöhung des 
deutschen Militäretats aus.

Bei der deutsch-europäischen Rü-
stungsindustrie kommen solche Äuße-
rungen selbstredend gut an, weshalb 
sie sich Ischinger gegenüber gerne 
erkenntlich zeigt: Zu den »Partnern« 
und »Sponsoren« seiner »Münchner Si-
cherheitskonferenz« gehören unter an-
derem der Panzerbauer Krauss-Maffei 
Wegmann, der Flugzeugproduzent Air-
bus und der Raketenhersteller MBDA. 
Aber auch andere Fraktionen des deut-
schen Kapitals schätzen den weltweit 
gut vernetzten »Krisenmanager«. Von 
2008 bis 2014 fungierte er als »Ge-
neralbevollmächtigter für Regierungs-
beziehungen« des Allianz-Konzerns; 
zur Zeit gehört er den Aufsichtsräten 
mehrerer Tochtergesellschaften des 
transnational agierenden Finanz- und 
Versicherungsriesen an.

Zudem erfreut sich Ischinger der ho-
hen Wertschätzung hiesiger Denkfabri-
ken und Hochschulen. Die regierungs-
nahe Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) zählt ihn ebenso zu ihren bera-
tenden Mitgliedern wie die für die Aus-

gestaltung und propagandistische Ver-
mittlung der deutschen Militärpolitik 
zuständige Bundesakademie für Sicher-
heitspolitik (Baks). Die private »Hertie 
School of Governance« berief Ischinger 
erst im September letzten Jahres auf 
einen Lehrstuhl für »Sicherheitspolitik 
und diplomatische Praxis«; schon Ende 
2010 hatte ihn die Universität Tübin-
gen zum Honorarprofessor im Bereich 
»Friedens- und Konfliktforschung« er-
nannt. Der zuerst genannten Tätigkeit 
geht Ischinger indes offenbar deutlich 
lieber nach, gibt es ihm zufolge doch 
an öffentlichen deutschen Hochschulen 
zu viele Gruppen, die seine Arbeit »aus 
pazifistischen, ideologischen und poli-
tischen Gründen boykottieren«. Auch 
ein gewiefter Kriegspropagandist der 
herrschenden Klasse hat manchmal so 
seine Probleme.� Peer Heinelt

Keine Erkenntnisse  
nach Antiterrorrazzien
Berlin. Die Hintergründe der 
Antiterrorrazzien in der letz-
ten Woche in drei Bundeslän-
dern sind weiterhin unklar. 
Eine Sprecherin der Berliner 
Staatsanwaltschaft teilte am 
Montag mit, das sichergestell-
te Beweismaterial werde noch 
ausgewertet, die Ermittlungen 
dauerten an. Berlin ist in dem 
Verfahren federführend. Zu 
Einzelheiten hielt sich die 
Sprecherin bedeckt. Ermittelt 
wird gegen vier Algerier zwi-
schen 26 und 49 Jahren wegen 
des Verdachts der Vorberei-
tung einer »schweren staats-
gefährdenden Gewalttat«. Der 
34jährige Hauptverdächtige 
wurde in Nordrhein-Westfalen 
festgenommen, weil gegen 
ihn ein algerischer Haftbe-
fehl wegen Mitgliedschaft in 
der Terrormiliz »Islamischer 
Staat« (IS) vorlag. Laut Staats-
anwaltschaft sollen die vier 
Algerier angeblich ein Atten-
tat in Berlin geplant haben. 
Anschlagsziele waren aber 
nach Informationen der Nach-
richtenagentur dpa noch nicht 
ausgekundschaftet. 
� (dpa/jW)

Exgeneralinspekteur 
warnt vor NATO-Einsatz
Berlin. Der frühere General-
inspekteur der Bundeswehr, 
Harald Kujat, sieht den Ein-
satz von Awacs-Flugzeugen 
der NATO in Syrien kritisch. 
»Wir dürfen uns nicht in Trip-
pelschritten in einen Konflikt 
hineinziehen lassen, ohne zu 
wissen, was der nächste Schritt 
sein wird und was am Ende 
dabei herauskommt«, sagte 
Kujat der Neuen Osnabrücker 
Zeitung (Montagausgabe).
 � (dpa/jW)

Großer Schaden nach 
Brandstiftung
Kaufbeuren. Das schadenträch-
tige Feuer in einer geplanten 
Flüchtlingsunterkunft im 
schwäbischen Kaufbeuren am 
Sonntag ist wohl absichtlich 
gelegt worden. »Wir gehen 
mutmaßlich von einer Brand-
stiftung aus«, sagte ein Poli-
zeisprecher am Montag. »Es 
sind aber noch Untersuchun-
gen nötig, um das definitiv zu 
bestätigen.« Bei dem Feuer 
war ein Schaden von mehreren 
Hunderttausend Euro entstan-
den, verletzt wurde niemand. 
Der Brand war im Dachstuhl 
des dreigeschossigen Hauses 
ausgebrochen.  
� (dpa/jW)

Sparschwein in der Arztpraxis: Auch für Mediziner ist die »elektronische Gesundheitskarte« kein reiner Segen
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Zitat des Tages

Die türkische Zeitung Cumhuriyet 

titelte am Montag auf Deutsch – 

als Mahnung an Kanzlerin Angela 

Merkel (CDU), während ihres Be-

suchs im Land Menschenrechte 

und Pressefreiheit anzusprechen. 

Mehrere Redakteure der Zeitung 

sitzen in Haft.

Journalisten sind im 
Gefängnis. Wissen Sie 

es nicht?

Onlinespezial

www.jungewelt.de/ 
havanna2016
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